
(5. Jänner 2016) 

Verwaltungsgerichtshof  

Zl. Ra 2015/18/0295-4  

Der Verwaltungsgerichtshof hat über den Antrag des N (geboren 1994), vertreten 

durch Mag. Peterpaul Suntinger, Rechtsanwalt in 9020 Klagenfurt, Pfarrplatz 17/II, 

der gegen das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 11. November 2015, 

Zl. W103 2112334-1/4E, betreffend eine Asylangelegenheit, erhobenen Revision die 

aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, den Beschluss gefasst: 

Gemäß § 30 Abs. 2 VwGG wird dem Antrag s t a t t g e g e b e n .  

B e g r ü n d u n g :  

Mit dem angefochtenen Erkenntnis wurde - im Beschwerdeverfahren - der 

Antrag des Revisionswerbers auf internationalen Schutz gemäß § 3 Abs. 1, 

§ 8 Abs. 1, §§ 57 und 55, § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 iVm § 9 BFA-VG sowie 

§ 52 Abs. 2 Z 2 und Abs. 9, § 46 FPG 2005 als unbegründet abgewiesen. Dem 

Antrag auf Beigebung eines Verfahrenshelfers gem. § 40 VwGVG iVm Art. 47 GRC 

wurde nicht Folge geleistet. 

Gegen dieses Erkenntnis richtet sich die vorliegende außerordentliche 

Revision, mit der ein Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung 

verbunden ist. 

Diesem Antrag kommt Berechtigung zu: 

Gemäß § 30 Abs. 2 VwGG hat der Verwaltungsgerichtshof der Revision auf 

Antrag des Revisionswerbers die aufschiebende Wirkung mit Beschluss 

zuzuerkennen, wenn dem nicht zwingende öffentliche Interessen entgegenstehen und 

nach Abwägung der berührten öffentlichen Interessen und Interessen anderer 

Parteien mit dem Vollzug des angefochtenen Erkenntnisses oder mit der Ausübung 

der durch das angefochtene Erkenntnis eingeräumten Berechtigung für den 

Revisionswerber ein unverhältnismäßiger Nachteil verbunden wäre. 
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Da mit dem Vollzug des angefochtenen Erkenntnisses für den 

Revisionswerber - im Hinblick auf die erlassene Rückkehrentscheidung - ein 

unverhältnismäßiger Nachteil verbunden wäre und zwingende öffentliche Interessen, 

die der Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung entgegenstünden, nicht ersichtlich 

sind, war dem Antrag stattzugeben. 

W i e n ,  am 5. Jänner 2016 

 


